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Dem neuen Präsidenten der Deutschen Justizverwaltung
Als Nachfolger des ersten Chefs der Deutschen Justizverwaltung der sowjetischen Besatzungszone, 

Reichsminister a. D. Dr. Eugen S c h i f f  e r ,  i s t  amß. Oktober 19 j8 Max F e ch n e r, stellvertretender Vor­
sitzender und Mitglied des Zentralsekretariats der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, durch 
den Obersten Chef der Sowjetischen Militär-Administration in sein Amt eingewiesen worden. Dem Senior 
der Deutschen Juristen folgt damit ein Mann der Politik.

Fechner ist den Juristen der sowjetischen Besatzungszone kein Unbekannter. Auf den Juristen­
konferenzen, die im Juli und August des Jahres, zunächst in Berlin bei der Deutschen Justizverwaltung und 
dann in allen Ländern der Zone, stattgefunden haben und über die das Sonderheft der „Neuen Justiz“ vom 
August 191(8 berichtet hat, war er es, der das grundlegende Referat über die Aufgaben der weiteren 
Demokratisierung der Justiz gehalten hat. Die Konferenzen wurden sämtlich unter dem Vorsitz 
Dr. Schiffers abgehalten, der besonders auf der Berliner Konferenz im Anschluß an das Referat Fechners 
in einer ausführlichen Erklärung zum Ausdruck brachte, wie sehr er mit den Wegen, die Fechner für die 
weitere Demokratisierung der Justiz auf gezeigt hatte, einverstanden sei. Es war dies ein beredter Aus­
druck der Blockpolitik, wie sie in der sowjetischen Besatzungszone seit dem Zusammenbruch betrieben 
wird: der wohl bekannteste und angesehenste Vertreter des Liberalismus, der in gleicher Weise als 
Jurist wie als Politiker einen Namen hat, stimmte dem zu, was ein maßgeblicher Vertreter der Sozia­
listischen Einheitspartei Deutschlands vor schlug, der in erster Linie Politiker ist, aber bereits seit Jahren 
die Justizarbeit seiner Partei leitet.

Die w e i t e r e  Demokratisierung der Justiz war der Leitgedanke des Referats von Fechner auf den 
Konferenzen. Schon diese Themenstellung bewies, daß Fechner anerkannte, daß ein gut Teil der Demokrati­
sierung der Justiz in der sowjetischen Besatzungszone bereits geleistet worden war. Diese Themenstellung 
und das, was er in seinem Referat sagte, bewiesen aber zugleich, daß er erkannt hatte, daß das bisher 
Geschehene noch nicht ausreicht und daß noch viel zu tun übrig ist. Und von dieser Anerkennung des 
Geschehenen auf der einen Seite und der Erkenntnis dessen, was noch zu geschehen hat, auf der anderen 
Seite wird, so glauben wir, seine Arbeit als Präsident der Deutschen Justizverwaltung getragen sein.

Wenn ein hervorragender Vertreter des politischen Lebens an die höchste Stelle der Justiz der sowje­
tischen Besatzungszone gestellt wird, so ist das für die Angehörigen dieser Justiz ein Beweis dafür, daß 
die maßgeblichen Stellen erkannt haben, welche besondere Bedeutung der Justiz für die gesamte weitere 
Entwicklung der Demokratie zukommt. Wir wissen, daß die Justiz nichts Unpolitisches ist und daß sie 
n i e m a l s  etwas Unpolitisches war. Wir sind vielmehr davon überzeugt, daß der Justiz eine eminent 
politische Aufgabe zukommt und daß es deshalb richtig ist, an die Spitze der Justiz der sowjetischen 
Besatzungszone einen politischen Menschen zu stellen. Wir sehen, wie im Westen Deutschlands die Justiz 
eine Entwicklung nimmt, die der Entwicklung der Justiz in der sowjetischen Besatzungszone genau 
entgegengesetzt verläuft. Wir haben gelesen, wie der neue Justizminister des Landes Nordrhein-West­
falen, Dr. Sträter, anläßlich seines Dienstantritts erklärt hat, „daß die deutsche Juristenschaft in ihrer 
Gesamtheit jedenfalls sich dem Ansinnen Hitlers, das Recht zur Dirne der Demokratie zu machen, mutig 
widersetzt“ habe und „daß es wohl keinen Berufsstand im nationalsozialistischen Deutschland gegeben 
hat, der so mutig und konsequent Hitler Widerstand leistete, wie der deutsche Richter, unterstützt von 
Staatsanwälten und Rechtsanwälten, denen Gesetz und Recht immer mehr bedeutet haben, als der Bei­
fall und das Lob des Gewalthabers“. Wir sind überzeugt davon, daß ein Mann, der glaubt, eine der­
artige Erklärung abgeben zu können, im Osten Deutschlands keine maßgebliche Stelle in der Justiz 
einnehmen könnte. Die Menschen, die hier leitend in der Justiz tätig sind, haben klar erkannt, welche 
verderbliche Rolle die deutsche Justiz in der Vergangenheit, nicht nur in den 12 Jahren des Hitler-Regimes, 
sondern auch schon in der Weimarer Republik und in der Kaiserzeit gespielt hat, und sie sind sich in 
dieser Erkenntnis mit dem neuen Präsidenten der Deutschen Justizverwaltung ebenso einig, wie in dem 
Bewußtsein, daß noch viel zu geschehen hat, um die Folgen dieser früheren Justiz-Politik aus dem 
deutschen Rechtsleben zu entfernen.

Nur wenn die Arbeit der Justiz von dieser Erkenntnis und von diesem Bewußtsein getragen ist, 
wird das erreicht werden können, was Fechner in seinem Referat gefordert hat, nämlich die weitere 
Demokratisierung der Justiz. Diese muß aber verwirklicht werden. Gelingt das, so wird die Justiz 
im Osten Deutschlands eine Entwicklung nehmen, die — davon sind wir Überzeugt — beispielgebend 
und richtungweisend sein wird für die Entwicklung der Justiz in ganz Deutschland.
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